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zwischen 

 

der Alte Hansestadt Lemgo, der Bürgermeister, Heustraße 36-38, 32657 Lemgo 

gesetzlich vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Markus Baier,  

 

- nachfolgend „Auftraggeber“ genannt - 

 

und  

 

der [___], [Adresse], vertreten durch [___], 

 

- nachfolgend zusammen der „Auftragnehmer“ genannt - 

 

- Auftraggeber und Auftragnehmer nachfolgend  

zusammen die „Vertragsparteien“ genannt - 

 

wird folgender Vertrag über Planungsleistungen geschlossen: 
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Präambel 

Die Alte Hansestadt Lemgo plant die Aufwertung des Johannistorwalls. Das Johannistorwall in 

Lemgo ist Teil der historischen Wallanlagen, die das Stadtzentrum umschließen. Er dient heute 

vor allem als Zentrum naher Grün- und Erholungsbereich.  

Die Grünfläche am Johannistorwall im Westen des nördlichen Walls ist heute eine weitestgehend 

monotone Rasenfläche auf der einzelne Spielgeräte angeordnet sind, die jedoch aufgrund man-

gelnder Attraktivität nur wenig genutzt werden. Ziel ist es, das Potenzial dieser größten 

zusammenhängenden Grünfläche im nördlichen Wall besser zu nutzen und diese zu einem at-

traktiven, multifunktionalen und integrativen barrierefreien Aufenthalts- und Spielbereich 

umzugestalten.  

Die Alte Hansestadt Lemgo beabsichtigt, die Planungsleistungen für die Maßnahme stufenweise 

an einen Generalplaner zu vergeben. 

Im Rahmen dieses VgV-Verfahrens sollen folgende Planungsleistungen – als Generalplanung – 

beschafft werden: 

 

• Objektplanung, Leistungsbild Freianlagen gemäß § 39 Abs. 1 und 4 HOAI i.V.m. Anlage 

11 Nummer 11.1 HOAI 

Dieser Vertrag regelt die Rechte und Pflichten im Rahmen der zu erbringenden Leistungen und 

wurde mit dem Auftragnehmer im Rahmen des Vergabeverfahrens verhandelt. 

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Vertragsparteien Folgendes: 
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§ 1 Vertragsgegenstand 

1.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich nach Maßgabe dieses Vertrages (gemeinsam mit 

seinen Anhängen und Anlagen nachfolgend der „Vertrag“ bezeichnet), alle Planungsleis-

tungen zu erbringen, die erforderlich und zweckmäßig sind, um das Vorhaben 

„Aufwertung Johannistorwall“ (nachfolgend „Bauvorhaben“) innerhalb des gesetzten 

Zeitrahmens erfolgreich umzusetzen. 

1.2 Das für das Planungsvorhaben vorgesehene Grundstück (Lage sowie Angaben zu den 

zu beplanenden Flächen, zum Bestand und zu den planungsrechtlichen Anforderungen) 

ergeben sich aus dem diesem Vertrag beigefügten Lageplan und sonstigen Unterlagen 

(im folgenden „Bestandsunterlagen“) gemäß Anlage 1.  

1.3 Die Vertragsparteien haben diesen Vertrag und sämtliche in ihm enthaltenen Regelungen 

eingehend erörtert und verhandelt. Die Vertragsparteien sind sich daher einig, dass die 

Bestimmungen dieses Vertrages nicht den Regelungen über Allgemeine Geschäftsbe-

dingungen unterliegen. 

1.4 Etwaige Allgemeine Geschäftsbedingungen oder Liefer- und Zahlungsbedingungen des 

Auftragnehmers werden ebenso wenig Vertragsbestandteil dieses Vertrages wie vom 

Auftraggeber nicht abgeforderte Teile des Angebotes des Auftragnehmers, etwaige Vor-

verträge, Pläne oder Korrespondenz im Zusammenhang mit dem Abschluss dieses 

Vertrages. 

 

§ 2 Grundlagen dieses Vertrages  

2.1 Neben den Bestimmungen dieses Planungsvertrages (einschließlich des Anhangs A) 

werden die folgenden Unterlagen und Regelungen Grundlagen dieses Vertrages in nach-

stehender Reihen- und Rangfolge: 

2.1.1 Planungs- und Bestandsunterlagen (Anlage 1), 

2.1.2 das Angebot des Auftragnehmers vom [...] mit Preistabelle einschließlich der Ho-

norarerläuterung vom [...] (Anlage 2), 

2.1.3 der Rahmenterminplan vom [...] (Anlage 3), 

2.1.4 Besondere Vertragsbedingungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur Einhal-

tung des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein-Westfalen (BVB TVgG 

NRW) (Anlage 4) 

Die Vertragsparteien sind sich einig, dass bei Widersprüchen der in Ziffern 2.1.1 bis 2.1.3 

benannten Grundlagen und Anlagen jeweils ein Vorrang der Anlage mit der kleineren 

Ziffer gegenüber der Anlage mit der höheren Ziffer gilt. 
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2.2 Unberührt von den vorgenannten Anlagen bleibt ein Vorrang der Gesetze und Verord-

nungen sowie die Verwaltungsvorschriften für das Öffentliche Bauwesen in der jeweils 

geltenden Fassung und die allgemein anerkannten Regeln der Technik, die insgesamt 

nach den allgemeinen Regeln auszulegen sind. Dazu gehören insbesondere die zum 

Zeitpunkt der Abnahme geltenden Vorschriften:  

2.2.1 das Baugesetzbuch (BauGB), die Baunutzungsverordnung (BauNVO) und die 

Bauordnung (BauO NRW) sowie sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften, 

2.2.2 der vierte Teil des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), die 

Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung – VgV), 

die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), die Vergabe- und 

Vertragsordnung für Leistungen (VOL) und § 75a Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW), 

2.2.3 die allgemein anerkannten Regeln der Technik und der Stand der Bautechnik so-

wie die einschlägigen technischen Normen, Richtlinien und Bestimmungen, 

2.2.4 die Bestimmungen über Zuwendungen und Fördermittel und die Auflagen aus den 

Förder- und Zuwendungsbescheiden, 

2.2.5 die Dienstanweisung für die Durchführung von Vergabeverfahren bei der Alten 

Hansestadt Lemgo vom 15. April 2026. 

2.3 Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, gelten ergänzend die Bestimmungen 

über den Werkvertrag (§§ 631 ff. BGB) mit Ausnahme von § 650e BGB, sodann die „Ho-

norarordnung für Architekten und Ingenieure“ (HOAI) in der zum Zeitpunkt des 

Vertragsschlusses geltenden Fassung und schließlich die Unfallverhütungsvorschriften 

(UVV) der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG). 

 

§ 3 Leistungen des Auftragnehmers  

3.1 Beauftragte Leistungen  

Der Auftraggeber beauftragt den Auftragnehmer mit der Erbringung der in dem An-

hang A näher dargestellten Leistungen (d.h. Grundleistungen und Besondere 

Leistungen). 

3.2 Umfassende Leistungsverpflichtung 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, für das Bauvorhaben sämtliche erforderlichen und 

zweckmäßigen Planungsleistungen unter Wahrung des Grundsatzes der Wirtschaftlich-

keit einschließlich der Grundsätze und Voraussetzungen für einen späteren 

wirtschaftlichen Betrieb auszuführen sowie damit verbundene Aufgaben und Pflichten zu 

erfüllen. Hierbei hat der Auftragnehmer insbesondere die nach § 3 Ziffer 3.1 i.V.m. mit 
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den in dem Anhang A dargestellten Leistungen zu erbringen. Diese Planungsleistungen 

erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit und stellen die vom Auftragnehmer in jedem 

Falle zu erfüllenden Mindestanforderungen an eine vertragsgemäße und mangelfreie 

Leistungserbringung zur Herbeiführung des geschuldeten Gesamterfolgs des Bauvorha-

bens dar. Die vom Auftragnehmer geschuldeten Leistungen umfassen deshalb auch 

solche Planungs- und Überwachungsleistungen, die zur Herbeiführung des geschuldeten 

Gesamterfolgs erforderlich sind oder werden und die im Vertrag nicht detailliert beschrie-

ben worden sind bzw. nicht beschrieben werden konnten. Nur solche Leistungen sind 

von den Aufgaben und Pflichten von der werkvertraglichen Erfolgshaftung des Auftrag-

nehmers ausgeschlossen, die ausdrücklich in diesem Vertrag ausgenommen (d.h. in den 

Anhängen gestrichen dargestellt) sind. 

Die Leistungsanforderungen an den Auftragnehmer werden durch die Sach- und Fach-

kunde des Auftraggebers nicht gemindert. § 254 BGB bleibt unberührt. 

3.3 Stufenweise Beauftragung 

Die Beauftragung des Auftragnehmers mit der Erbringung von Leistungen nach diesem 

Vertrag erfolgt stufenweise / optional. Dies gilt sowohl für die einzelnen in dem Anhang 

A gemäß § 3 Ziffer 3.1 dieses Vertrages dargestellten Leistungsbereiche als auch für die 

darin dargestellten einzelnen Leistungsphasen. Das Honorar für die Leistungen der ein-

zelnen Leistungsphasen ergibt sich aus der Preistabelle und Honorarkalkulation des 

Auftragnehmers (Anlage 2). Bei der Bestimmung der Stufen stellen die Leistungsphasen 

1 bis 3 sowie die jeweiligen weiteren einzelnen Leistungsphasen der HOAI jeweils sepa-

rate Stufen der Beauftragung dar: 

Stufe 1: Leistungsphasen 1 bis 3 

 

Stufe 2: Leistungsphasen 4 und 5  

 

Stufe 3 : Leistungsphasen 6 und 7  

 

Stufe 4 : Leistungsphasen 8 und 9  

 

Die jeweiligen Leistungsphasen des Anhangs werden – jeweils untergliedert nach den 

jeweiligen Leistungsphasen nach der HOAI – durch ein gesondertes Schreiben des Auf-

traggebers beauftragt. Dem Auftraggeber steht es im Rahmen der weiteren 

Planungsleistungen auch frei, nur Teilleistungen (z.B. für Teilbereiche des Bauvorhabens 

oder für einzelne Bauabschnitte) abzurufen. 
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3.4 Hinweis- und Ausführungspflicht 

 Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber rechtzeitig schriftlich darauf hinzuweisen, zu 

welchem Zeitpunkt spätestens ein solcher Abruf der Stufen erforderlich ist, damit eine 

unterbrechungsfreie Leistung des Auftragnehmers zur Herbeiführung des geschuldeten 

Gesamt-Werkerfolgs gesichert ist. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Leistungen 

einer weiteren Stufe nach entsprechender Beauftragung durch den Auftraggeber zu er-

bringen. Die Frist beginnt mit Zugang des schriftlichen Hinweises beim Auftraggeber. 

3.5 Kein Anspruch auf Beauftragung 

 Dem Auftragnehmer steht kein Anspruch auf Übertragung der Leistungen zu. Er kann 

aus der stufenweisen Beauftragung oder Nicht-Beauftragung insbesondere keine Scha-

densersatz- oder Entschädigungsansprüche geltend machen oder andere Rechte 

herleiten. 

3.6 Verschiebung von Leistungen 

 Sofern einzelne Leistungsphasen erst zu einem späteren als dem ursprünglich vorgese-

henen Beauftragungszeitpunkt abgerufen werden, verschieben sich die im Angebot und 

im Rahmenterminplan (Anlage 3) des Auftragnehmers vorgesehenen Leistungszeit-

räume, ohne dass damit eine Erhöhung des Honorars verbunden ist. 

 

§ 4 Baukosten 

4.1 Kostenobergrenze 

Die Vertragsparteien vereinbaren im Rahmen der vom Auftragnehmer zu erbringenden 

Planungsleistungen als verbindliche Obergrenze für die Kosten der Baumaßnahme (Kos-

tengruppe 500 nach DIN 276) einen Betrag in Höhe von 

€ [___] (netto) 

(in Worten: [___] Euro) 

(im Folgenden „Kostenobergrenze“).  

Darin sind sämtliche Kosten und Zuschläge enthalten. Diese verbindliche Kostenober-

grenze bildet nicht etwaige Mehrkosten, die nicht aus der Sphäre des Auftragnehmers 

stammen ab. Für solche Kostensteigerungen ist der Auftragnehmer nicht verantwortlich. 

Zu den nicht vom Auftragnehmer beeinflussbaren Kostensteigerungen zählen insbeson-

dere die Entdeckung von Baugrundrisiken und/oder Schadstoffen, die aus den 

vorliegenden Unterlagen (Anlage 1) nicht erkennbar waren oder Sonderwünsche und 

zusätzliche Baumaßnahmen des Auftraggebers. Die Verbindlichkeit der Obergrenze be-

zieht sich für den Auftragnehmer nur auf die von ihm und/oder seinen Nachunternehmern 

(z.B. Fachplanern) zu erbringenden Leistungen und Berechnungen. Der Auftraggeber ist 

berechtigt, die Kostenobergrenze der Gesamtherstellungskosten nach Vorlage einer 
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Kostenermittlung des Auftragnehmers neu zu definieren oder Kostenlimits für einzelne 

Gewerke oder Kostengruppen festzulegen. 

4.2 Kostenermittlung 

Der Auftragnehmer erstellt die Kostenschätzungen/Kostenberechnungen für das Bauvor-

haben nach der Bauteil- oder Elemente-Methode in der Gliederungssystematik der 

DIN 276:2018 bis zur zweiten Ebene (für die Kostenschätzung) bzw. dritten Ebene (für 

die Kostenberechnung). Der Auftraggeber ist berechtigt, eine Aufteilung der Kosten für 

das Bauvorhaben entsprechend der Unterteilung im städtischen Haushalt oder den Vor-

gaben des Städtebauförderantrags vorzugeben. Der Auftragnehmer hat die Baukosten 

dann entsprechend der vorgesehenen Aufteilung zu erfassen und im Rahmen der Kos-

tenschätzung und Kostenberechnung darzustellen. 

Bei allen Kostenangaben sind die kostenrelevanten Hauptbestandteile nach Menge und 

dazugehörigen Kosten zu untergliedern, um die Auswirkungen von Änderungen der Pla-

nungen nachvollziehen zu können. Die geänderten Kostenermittlungen sind schriftlich zu 

erläutern. Sie sind in den folgenden Leistungsphasen fortzuschreiben und entsprechend 

dem Planungsfortschritt weiter zu detaillieren. 

4.3 Kostenüberwachung 

Der Auftragnehmer führt zur Erreichung der Vertragsziele eine monatliche Kostenkon-

trolle durch, wobei er die aktuelle Kostenermittlung mit den Ergebnissen der 

vorausgegangenen Kostenermittlungen zu vergleichen und Veränderungen nachvollzieh-

bar schriftlich zu erläutern und zu begründen hat. Bestandteil der Kostenkontrolle ist 

ferner ein Soll-/Ist-Vergleich der aktuellen Kostenermittlung zu der vorgegebenen Kos-

tenobergrenze – sowohl in Bezug auf die jeweilige Leistungsphase als auch in Bezug auf 

die Gesamtleistung.  

Mit jeder fortgeschriebenen Kostenermittlung, spätestens jeweils nach Abschluss jeder 

Leistungsphase hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber schriftlich mitzuteilen, ob die 

Planung die Einhaltung der Kostenobergrenze insgesamt weiterhin sicherstellt. Sollte 

dies nicht der Fall sein, teilt der Auftragnehmer dem Auftraggeber schriftlich mit, welche 

Kosteneinsparungsmöglichkeiten bestehen, um die Kostenobergrenze wieder einhalten 

zu können. Diese Verpflichtung besteht neben der Pflicht, den Auftraggeber jederzeit über 

bekanntwerdende kostensteigernde Faktoren zu informieren. Diese Mitteilungspflicht ob-

liegt dem Auftragnehmer auch für Umstände aus dem Bereich der übrigen 

Planungsbeteiligten. Er darf sich nicht darauf verlassen, dass die anderen Planungsbe-

teiligten ihren entsprechenden Mitteilungspflichten nachkommen. 

4.4 Kosteneinhaltung 

Die Einhaltung der Kostenobergrenze hat für den Auftraggeber oberste Priorität. Sie ist 

durch den Auftragnehmer zwingend zu beachten und eine Unterschreitung bei gleichzei-

tiger Einhaltung der geschuldeten baulichen Qualitäten in geeigneter Weise nach Kräften 
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zu fördern. Der Auftragnehmer hat insoweit auf Kosteneinsparungsmöglichkeiten so früh-

zeitig hinzuweisen, so dass eine Prüfung und gegebenenfalls auch Anpassung der 

Projektunterlagen vor Eintritt der Durchführung der teureren Maßnahme(n) möglich ist. 

Die Vorschläge müssen auch Hinweise zu den Auswirkungen der Einsparungen auf die 

Qualität und die Termine des Bauvorhabens enthalten. 

4.5 Anpassung der Kostenobergrenze 

Hält der Auftragnehmer die vereinbarte Kostenobergrenze oder einzelne Teilkosten auch 

bei strikter Beachtung der gebotenen Wirtschaftlichkeitsplanung nicht für ausreichend, so 

hat er dies unter Angabe von Gründen dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzu-

teilen und Vorschläge zu unterbreiten, wie die Kostenobergrenze eingehalten werden 

kann. Der Auftraggeber wird sodann entscheiden, wie weiter zu verfahren ist. Dem Auf-

traggeber steht es dabei auch frei, lediglich einzelne Bauabschnitte zu realisieren oder 

nur Teilbereiche des Bauvorhabens umzusetzen. Eine Erhöhung der Kostenobergrenze 

setzt eine entsprechende schriftliche Mitteilung des Auftraggebers hierüber voraus; fehlt 

eine entsprechende Mitteilung, kann der Auftragnehmer nicht von der Erhöhung der Kos-

tenobergrenze ausgehen. 

4.6 Kosteneinhaltung durch Nachunternehmer 

Der Auftragnehmer hat die von ihm zur Vertragserfüllung beauftragten Nachunternehmer 

zur Einhaltung der für die einzelnen Leistungsphasen oder -abschnitte festgelegten Kos-

tengrenzen zu verpflichten, so dass die Obergrenze für die Gesamtherstellkosten des 

Bauvorhabens nicht überschritten wird. Wird die Kostenobergrenze überschritten, weil 

die von dem Auftragnehmer beauftragten Nachunternehmer die für die einzelnen Leis-

tungsphasen oder -abschnitte bestimmten Kostengrenzen überschritten haben, so gehen 

die durch die Überschreitung verursachten Mehrkosten zu Lasten des Auftragnehmers. 

Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Kostenüberschreitung nicht zu vertreten hat.  

4.7 Rechnungsprüfung 

In allen Leistungsbereichen gemäß § 3 Ziffer 1 ist der Auftragnehmer verpflichtet, Ein-

gangsrechnungen der ausführenden Unternehmen möglichst kurzfristig zu prüfen. 

Abschlagsrechnungen sind längstens innerhalb von 8 Kalendertagen und Schlussrech-

nungen innerhalb von 15 Arbeitstage (jeweils gerechnet ab Eingang der Rechnung beim 

Auftragnehmer) zu prüfen und zur Anweisung an den Auftraggeber weiterzugeben. Der 

Auftragnehmer hat im Falle der Bereitstellung von Fördermitteln die Vorgaben des För-

dermittelgebers zu beachten. 
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§ 5 Fristen und Termine 

5.1 Rahmenterminplan 

5.1.1 Der Auftragnehmer hat seine Leistungen nach dem Rahmenterminplan (An-

lage 3) zu erbringen. Insbesondere die folgenden wesentlichen Zeitpunkte 

(Vertragsfristen) sind im Rahmen der Leistungsausführung einzuhalten: 

[___] Vorlage Vorplanung mit Varianten und Kostenschätzung 

[___] Unterlagen für Förderantrag    

[___]  Vorlage der Entwurfsplanung mit Kostenberechnung 

[___]  Vorlage Genehmigungsunterlagen zur Stellung Bauantrag 

[___] Denkmalrechtliche Erlaubnis beantragt 

9. April 2029 Vorlage der vollständigen Vergabeunterlagen einschließ-

lich Leistungsbeschreibungen, Leistungsverzeichnissen, 

bepreisten Leistungsverzeichnissen und Kostenkontrolle 

(Leistungsphase 6) 

[___] voraussichtliche Fertigstellung Umbau/Erweiterung inkl. al-

ler Abnahmen und Übergabe an den Nutzer (im Folgenden 

„Gesamtfertigstellungstermin“) 

5.1.2 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Rahmenterminplan in den einzelnen Leis-

tungsphasen aller Leistungsbilder durch einen von ihm vorzulegenden 

Detailablaufplan über alle Leistungsphasen für Planungsleistungen und für die 

Ausführung der Baumaßnahme zu ergänzen. Die für die Planungsleistungen darin 

enthaltenen Anfangs-, wesentlichen Zwischen- und Endtermine werden einver-

nehmlich zwischen dem Auftragnehmer und Auftraggeber festgelegt und sind für 

den Auftragnehmer verbindlich. Das vorgesehene Ende einer Leistungsphase ist 

immer wesentlicher Zwischen- bzw. Endtermin. 

5.1.3 Legt der Auftragnehmer nicht alsbald nach Vertragsschluss diesen Detailablauf-

plan vor und holt er dies auch nicht im Rahmen einer vom Auftraggeber gesetzten 

angemessenen Nachfrist nach, kann der Auftraggeber nach § 315 BGB einseitig 

einen Detailablaufplan mit verbindlichen entsprechenden Anfangs-, wesentlichen 

Zwischen- und Endterminen für die vom Auftragnehmer geschuldeten Leistungen 

festlegen.  

5.1.4 Wird eine weitere Leistungsphase gemäß § 3 Ziffer 3 abgerufen, hat der Auftrag-

nehmer auch dafür alsbald nach Beauftragung einen Detailablaufplan 

anzupassen. Es gelten die Regelungen gemäß der vorstehenden § 5 Ziffern 5.1.2 

und 5.1.3 entsprechend. 
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5.2 Unterrichtung über Terminlage 

Von drohenden oder eintretenden eigenen Leistungsverzögerungen oder Leistungsver-

zögerungen Dritter hat der Auftragnehmer den Auftraggeber unverzüglich und schriftlich 

zu unterrichten, unabhängig davon, ob er diese zu vertreten hat oder nicht. 

Auch auf Verlangen des Auftraggebers hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber Aus-

kunft über den Bauablauf zu erteilen. 

Der Auftraggeber und der Auftragnehmer erörtern, ob und in welchem Umfang eine Leis-

tungsverzögerung vorliegt und wie dieser Leistungsverzögerung gegengesteuert werden 

kann. Der Auftragnehmer hat hierzu Vorschläge zu unterbreiten. 

Das Recht des Auftraggebers, unabhängig von einer solchen gemeinsamen Feststellung 

Anordnungen gleich welcher Art zu treffen, bleibt unberührt. 

 

§ 6 Sonstige Pflichten des Auftragnehmers 

6.1 Kontrolle der Planungsleistungen 

Der Auftragnehmer hat die von weiteren Fachplanern, Beratern, Sonderfachleuten und 

Gutachtern zu erbringenden Planungs- und sonstigen Leistungen in jeder Phase der Be-

auftragung zu kontrollieren, um die eigenen Vertragsziele zu gewährleisten. Er erfüllt 

diese Verpflichtung zunächst durch eine Plausibilitätsprüfung, durch die die Drittleistun-

gen auf erkennbare Mängel und die Nichteinhaltung der Projektziele überprüft werden. 

Der Auftragnehmer wird ferner die jeweils von den Planern im eigenen Leistungsbereich 

erbrachten Vorleistungen (Vorplanung, Entwurfsplanung, usw.) sorgfältig prüfen und wird 

Bedenken hiergegen dem Auftraggeber unverzüglich mitteilen. Das Ergebnis jeder Leis-

tungsphase ist mit dem Auftraggeber zu erörtern. 

6.2 Koordinations- und Integrationspflicht  

Im übertragenen Auftragsumfang hat der Auftragnehmer die Planungsleistungen und Ar-

beitsergebnisse anderer an der Planung fachlich Beteiligter und hinzugezogener 

Sachverständiger selbständig bei den eigenen Planungsleistungen zu integrieren und 

diese zu koordinieren. Ihm obliegt die Vermeidung von Schnittstellenrisiken. Zur Koordi-

nation gehört insbesondere die vorausschauende Planung der Einschaltung und 

Beauftragung sonstiger Beteiligter, deren rechtzeitige Information sowie rechtzeitiger Ab-

ruf und die ständige Kontrolle ihrer Leistungen sowie die rechtzeitige Bereitstellung der 

notwendigen Angaben und Unterlagen. Sofern Leistungen des Auftraggebers bzw. die 

Beauftragung weiterer Beteiligter (beispielsweise Sonderfachleute oder Gutachter) durch 

den Auftraggeber notwendig sein sollten, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber hie-

rauf rechtzeitig hinweisen. 
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Wenn während der Planung Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Auftragnehmer 

und anderen fachlich Beteiligten auftreten, hat der Auftragnehmer unverzüglich schriftlich 

die Entscheidung des Auftraggebers herbeizuführen. 

Weder Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Auftragnehmer und anderen fachlich 

Beteiligten noch Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Auftragnehmer und dem 

Auftraggeber berechtigen den Auftragnehmer die Leistungen einzustellen. Gesetzliche 

Zurückbehaltungsrechte bleiben unberührt. 

6.3 Konstruktions- und Ausstattungsalternativen  

Im Bedarfsfall (z.B. bei Bedenken ausführender Unternehmen oder Planungsbeteiligter, 

Anregungen des Auftraggebers oder Einwendungen von Behörden) oder wenn der Auf-

traggeber dies für erforderlich hält, prüft und/oder erarbeitet der Auftragnehmer 

alternative Konstruktionsdetails und Ausstattungsmerkmale. Hierbei sind ggf. andere an 

der Planung bzw. Ausführung Beteiligte einzubeziehen oder dem Auftraggeber ist die 

Hinzuziehung von (weiteren) Sonderfachleuten zu empfehlen. Auch insofern ist der Auf-

tragnehmer zur Koordination verpflichtet. 

6.4 Abstimmung mit Genehmigungs- und Fachbehörden, Auflagen 

Um sicherzustellen, dass der Verwirklichung seiner genehmigungs- und ausführungsfä-

higen Planung keine Hindernisse entgegenstehen, wird der Auftragnehmer zusammen 

mit dem Auftraggeber im erforderlichen Umfang und in Abstimmung mit dem Auftragge-

ber fortlaufend Verbindung mit den zuständigen Genehmigungs- und Fachbehörden 

sowie den sonst in Betracht kommenden Behörden und Stellen halten und mit diesen die 

Planung abstimmen. 

Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber fortlaufend und unverzüglich über seine Ge-

spräche mit diesen Behörden und Stellen im Jour-fixe und durch Übermittlung von 

Besprechungsniederschriften informieren. Die Häufigkeit der Jour-fixe-Termine richtet 

sich nach dem Rahmenterminplan (Anlage 3). Er wird dem Auftraggeber unaufgefordert 

den einschlägigen Schriftverkehr innerhalb von einer Woche in Kopie zuleiten. 

Dem Auftraggeber von Genehmigungs- und Fachbehörden oder anderen zuständigen 

Stellen gemachte Auflagen sind vom Auftragnehmer zu befolgen. Stehen solche Aufla-

gen im Widerspruch zu Festlegungen in den Vertragsunterlagen oder zu Anordnungen 

oder Anregungen des Auftraggebers oder berühren sie die Konzeption in einer nicht un-

wesentlichen Form, so wird der Auftragnehmer den Auftraggeber hierüber und über 

mögliche Konsequenzen unverzüglich unterrichten und die Entscheidung des Auftragge-

bers einholen, bevor die betroffene Planung weiterbearbeitet wird. Die Entscheidung wird 

dem Auftragnehmer schriftlich mitgeteilt. 

6.5 Hinweis- und Prüfungsbericht des Auftragnehmers 

Hat der Auftragnehmer im Zusammenhang mit der Erbringung seiner Leistungen gegen 

die Anwendung der im Vertrag oder den Anlagen aufgeführten Unterlagen oder der 
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einzuhaltenden Bestimmungen und Richtlinien Bedenken oder stellt er Lücken, Über-

schneidungen oder Widersprüche fest, wird der Auftragnehmer den Auftraggeber hierauf 

unverzüglich schriftlich hinweisen. Gleiches gilt im Hinblick auf Anordnungen und Anre-

gungen des Auftraggebers, die der Auftragnehmer seiner Planung zu Grunde zu legen 

hat. Der Auftraggeber wird in solchen Fällen schnellstmöglich eine verbindliche Entschei-

dung treffen. 

Angaben und Festlegungen im Vertrag oder den Anlagen aufgeführten Unterlagen sowie 

in etwa zukünftigen hinzutretenden Vertragsunterlagen entbinden den Auftragnehmer 

nicht von seiner Verpflichtung zur selbständigen Prüfung und von seiner Verantwortung 

für die Richtigkeit und Vollständigkeit der von ihm geschuldeten Leistungen. Die Haftung 

des Auftragnehmers für seine nach dem Vertrag geschuldeten Leistungen wird durch 

Anerkennung oder Zustimmung des Auftraggebers oder eine etwaige Freigabe von Plä-

nen nicht eingeschränkt. 

Im Rahmen seiner vertraglichen Leistungserbringung hat der Auftragnehmer auch über 

die in den §§ 4, 5 und 6 geregelten Punkte hinausgehend eine umfassende Unterrich-

tungspflicht gegenüber dem Auftraggeber über alle Umstände, die für die 

Projektrealisierung von Bedeutung sein können. 

6.6 Besprechungen/Sitzungen 

Der Auftragnehmer nimmt im Rahmen der ihm übertragenen Leistungen an den vom Auf-

traggeber routinemäßig bzw. auch den auf besonderen Anlass stattfindenden Bau- und 

Projektbesprechungen (Jour-fixe) sowie auf Anforderung an Sitzungsterminen sonstiger 

Gremien teil. Diese Besprechungen sowie weitere Besprechungen mit fachlich Beteilig-

ten werden von dem Auftragnehmer in angemessenem Umfang protokolliert. Die 

Protokolle sind dem Auftraggeber innerhalb von 7 Kalendertagen zu übermitteln. Der Auf-

traggeber kann hierzu zeitnah Hinweise, Ergänzungen oder Berichtigungen mitteilen. Die 

unterbliebene Mitteilung stellt keine Bestätigung der inhaltlichen Richtigkeit des Proto-

kolls dar. Der Auftragnehmer hat die Ergebnisse von Planungs- und Baubesprechungen 

anhand der Protokolle zu prüfen und bei Gefährdung der Projektziele Anpassungsmaß-

nahmen vorzuschlagen und mit dem Auftraggeber abzustimmen. 

6.7 Unterzeichnung der Unterlagen 

Der Auftragnehmer hat die von ihm gefertigten Unterlagen als Verfasser zu unterzeich-

nen. 

6.8 Bereitstellung und Austausch digitaler Planungsunterlagen 

Der Auftragnehmer erbringt seine Planungsleistungen (u.a. in Form von Visualisierun-

gen) unter Einsatz von CAD, um einen Datenaustausch unter den Planungsbeteiligten 

und dem Auftraggeber zu ermöglichen. Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass 

seine Arbeitsergebnisse über die DV-Anlagen des Auftraggebers und der übrigen fachli-

chen Beteiligten ausgetauscht werden können. Auf Aufforderung des Auftraggebers oder 
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Wunsch des Auftragnehmers ist zur Prüfung der Kompatibilität der DV-Systeme der Da-

tenaustausch zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer zu testen. 

Die Weitergabe von Planungs- und Arbeitsunterlagen erfolgt in digitaler Form über eine 

vom Auftragnehmer bereitzustellende Cloud, ohne dass der Auftragnehmer hierfür eine 

gesonderte Vergütung erhält. 

Der Auftraggeber kann diese Regelungen durch Überlassung von Musterzeichnungen, -

plänen und sonstigen Dateien ergänzen. Sofern darin Unklarheiten enthalten sind oder 

die Musterzeichnungen, -pläne und sonstigen Dateien den Festlegungen der CAD-Stan-

dards beim Auftraggeber nicht entsprechen, hat der Auftragnehmer den Auftraggeber 

unverzüglich schriftlich darauf hinzuweisen. Unterbleibt dieser Hinweis, hat der Auftrag-

nehmer darauf zurückzuführende, nachträglich erforderliche Änderungen in den CAD- 

und Planungsunterlagen ohne gesonderte Vergütung vorzunehmen. 

Der Auftragnehmer stellt sicher, dass dem Auftraggeber zum Abschluss jeder Leistungs-

phase sämtliche Zeichnungen und Planungsunterlagen über die bereitgestellte Cloud zur 

Verfügung gestellt werden. Die Unterlagen sind vektorisiert und skalierbar als bearbeit-

bare PDF-Dateien sowie in den Dateiformaten DWG, DXF und AI bereitzustellen. Bei der 

Übergabe der Planungsdaten sind die vom Auftraggeber verlangten Systemvorausset-

zungen zu beachten. 

6.9 Wahrnehmung der Interessen des Auftraggebers 

Der Auftragnehmer ist zur Wahrung der Rechte und Interessen des Auftraggebers im 

Rahmen der ihm übertragenen Leistungen berechtigt und verpflichtet. Insbesondere hat 

der Auftragnehmer den Auftraggeber unverzüglich über Umstände zu unterrichten, aus 

denen sich Ansprüche gegen mit der Bauausführung Beauftragte oder andere fachlich 

Beteiligte ergeben können. Die Geltendmachung derartiger Ansprüche obliegt dem Auf-

traggeber. 

Der Auftragnehmer darf keine Unternehmer- und Lieferanteninteressen vertreten. 

Der Auftragnehmer erteilt den mit der Bauausführung Beauftragten die notwendigen Wei-

sungen. Der Auftraggeber ermächtigt den Auftragnehmer entsprechend. 

Der Auftragnehmer ist nicht bevollmächtigt, den Auftraggeber rechtsgeschäftlich zu ver-

treten, insbesondere ist er nicht berechtigt, Aufträge zu erteilen. Der Auftragnehmer hat 

keine Vollmacht, finanzielle Verpflichtungen für den Auftraggeber einzugehen. Ebenso 

wenig hat der Auftragnehmer Vollmacht für den Abschluss, die Änderung oder Ergänzung 

von Verträgen sowie für die Vereinbarung neuer Preise. Eine hiervon abweichende 

rechtsgeschäftliche Vertretung ist nur mit schriftlicher Vollmacht des Auftraggebers zu-

lässig. 
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6.10 Ausschreibung 

Bei der Ausschreibung der Gewerke sind die Hinweise für das Aufstellen der Leistungs-

verzeichnisse in den Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen, 

VOB/C (DIN 18299 ff.) entsprechend zu beachten. 

6.11 Vermeidung von Interessenkonflikten in zu betreuendem Vergabeverfahren 

Weder der Auftragnehmer noch eine ihm angehörige oder wirtschaftlich verbundene Per-

son dürfen in einem von ihm vertragsgemäß betreuten Vergabeverfahren für einen 

Bewerber oder Bieter tätig sein, es sei denn, dass dadurch für den Auftragnehmer kein 

Interessenkonflikt besteht oder sich die Tätigkeiten nicht auf die Entscheidungen im 

Vergabeverfahren auswirken. Ein Interessenkonflikt besteht immer dann, wenn der Auf-

tragnehmer am Ausgang des Vergabeverfahrens ein direktes oder indirektes finanzielles, 

wirtschaftliches oder persönliches Interesse hat. 

6.12 Einsatz von Nachunternehmern 

Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, Leistungen aus diesem Vertrag an Dritte weiter 

zu vergeben, es sei denn, der Auftraggeber hat vorher schriftlich zugestimmt. Der Auf-

traggeber wird die Zustimmung nur bei Vorliegen eines sachlichen Grundes verweigern. 

6.12.1 Die für die Erbringung der Leistungen Benannten müssen eine abgeschlossene 

Fachausbildung als Dipl.-Ing./Dipl.-Ing. FH bzw. Master an Universitäten oder 

Fachhochschulen oder als Bachelor an Universitäten oder Fachhochschulen mit 

jeweils 3-jähriger einschlägiger Berufserfahrung aufweisen, sie dürfen sich durch 

entsprechend qualifizierte Personen vertreten lassen. 

Für die Objektüberwachung ist zusätzlich eine angemessene Baustellenpraxis 

von mindestens 3 Jahren Voraussetzung. 

Ausnahmen bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftragge-

bers in Textform. 

6.12.2 Entsprechen die Leistungen des Nachunternehmers trotz Beanstandung durch 

den Auftraggeber nicht den vertraglichen Anforderungen und ist dies vom Nach-

unternehmer und/oder vom Auftragnehmer zu vertreten, so kann der 

Auftraggeber seine Zustimmung zur Beauftragung widerrufen. Dies hat zur 

Folge, dass der Auftragnehmer die Leistungen des Nachunternehmers selbst 

übernehmen oder mit Zustimmung des Auftraggebers einen anderen Nachun-

ternehmer mit der Leistung beauftragen muss. Auch für diesen ist die 

Zustimmung des Auftraggebers nach § 6.12 erforderlich. 

6.13 Auswechslung eines Mitarbeiters des Auftragnehmers 

Der Auftraggeber ist berechtigt vom Auftragnehmer die Auswechslung eines Mitarbeiters 

zu verlangen, wenn das Vertrauensverhältnis, aus dem vom Mitarbeiter zu vertretenden 
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Gründen gestört und dem Auftraggeber das Festhalten an der Weiterbeschäftigung die-

ses Mitarbeiters deshalb nicht mehr zuzumuten ist. 

Der Auftraggeber kann darüber hinaus eine Ergänzung des Personals durch geeignete 

Fachleute verlangen, wenn die eingesetzten Mitarbeiter nicht in ausreichendem Maße 

eine rechtzeitige Planung oder eine vertragsgemäße Objektüberwachung gewährleisten. 

6.14 Unterstützung bei der Rechtsverfolgung 

Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber bei außergerichtlichen, gerichtlichen und gut-

achterlichen Verfahren sowie Streitigkeiten, die das Bauvorhaben betreffen bis zum 

Ablauf der letzten Gewährleistungsfrist aus der Bauausführung zu unterstützen und zwar 

bis ein Jahr nach Beendigung der letzten, auf Grundlage dieses Vertrages geschuldeten 

Leistung. Die Unterstützungspflicht erstreckt sich insbesondere auch auf etwaige Baube-

hinderungs- und Nachtragsforderungen. Sie beschränkt sich auf die eigenen Kenntnis- 

und Tätigkeitsbereiche des Auftragnehmers. 

6.15 Öffentlichkeitsarbeit 

Der Auftragnehmer unterstützt den Auftraggeber auf Verlangen bei seiner Öffentlichkeits-

arbeit. 

6.16 Vertraulichkeitsschutz 

Der Auftragnehmer hat über seine Leistungen und die ihm bei Vertragserfüllung bekannt 

gewordenen Vorgänge – soweit sie vertraulich sind – Dritten gegenüber Stillschweigen 

zu bewahren. Dies gilt auch für die Zeit nach Beendigung des Vertragsverhältnisses. Ge-

setzlichen Offenlegungspflichten darf der Auftragnehmer unbeschränkt nachkommen. 

Der Auftragnehmer hat Personen, die mit der Erfüllung der Vertragspflichten beauftragt 

sind, ebenso zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

Insbesondere auch die Planungs- und Kostendaten des Bauvorhabens dürfen vom Auf-

tragnehmer nicht an Dritte weitergegeben werden. 

6.17 Weitergabe von Daten und Auskünften 

Daten und Auskünfte über die Baumaßnahme darf der Auftragnehmer an nicht an der 

Planung oder Ausführung beteiligte Dritte nur mit vorheriger Zustimmung des Auftragge-

bers weitergeben. Hiervon unberührt bleiben § 6 Ziffer 6.2 und Ziffer 6.16. 

Anfragen der Medien hat er an den Auftraggeber weiterzuleiten. 

6.18 Aufbewahrungspflicht 

Der Auftragnehmer hat seine Unterlagen zehn Jahre nach Fertigstellung des Bauvorha-

bens, in jedem Fall bis zum Ablauf der Verjährungsfristen für Mängelansprüche des 

Auftraggebers, aufzubewahren. Bevor er diese Unterlagen vernichtet, muss er sie dem 

Auftraggeber zur Abholung anbieten. 
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Vor Ablauf der Aufbewahrungspflicht, kann der Auftraggeber jederzeit die Herausgabe 

der Unterlagen verlangen. Ein Zurückbehaltungsrecht des Auftragnehmers an den Un-

terlagen – einschließlich der gefertigten Pläne, Zeichnungen und sonstigen Dokumente 

– besteht entsprechend § 13 Ziffer 13.5 nicht. 

6.19 Leistungsänderungen/zusätzliche Leistungen 

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, weitere Leistungen über den in § 3 Ziffer 3.1 i.V.m. mit 

dem Anhang A bestimmten Umfang hinaus zu übernehmen und auszuführen, wenn der 

Auftraggeber dies für erforderlich hält. Der Auftraggeber ist berechtigt, Änderungen des 

in § 3 Ziffer 3.1 bestimmten Umfangs anzuordnen.  

Die Voraussetzungen für ein Honorar von Leistungsänderungen und zusätzlichen Leis-

tungen ist in § 7 Ziffern 7.3 und 7.5 geregelt. 

 

§ 7 Vergütung 

7.1 Honorar 

7.1.1 Pauschalhonorar Leistungsphasen 1 bis 3 

Für die Leistungsphasen 1 bis 3 des Anhang A als erste Stufe erhält der Auftrag-

nehmer ein Pauschalhonorar in Höhe von  

€ [___] (netto, zzgl. Umsatzsteuer) 

(in Worten: [___] Euro), 

dass sich gemäß den Festlegungen in der Preistabelle (Anlage 2) auf die einzel-

nen Leistungsbereiche und -phasen aufgliedert. Für die Ermittlung des 

Pauschalhonorars wird die in § 4 Ziffer 4.1 dargestellte Kostenobergrenze zu-

grunde gelegt. Das Pauschalhonorar umfasst alle im Vertrag aufgeführten 

Leistungen der Leistungsphase 1 bis 3 des Anhangs A als erste Stufe (mit Aus-

nahme der Nebenkosten). Hierin sind sämtliche erforderlichen Leistungen 

enthalten und von den Vertragsparteien berücksichtigt worden. Eine Überschrei-

tung der gemäß § 4 Ziffer 4.1 vorgesehenen Kostenobergrenze – gleich aus 

welchem Grund – berechtigt den Auftragnehmer nicht dazu, eine erhöhte Vergü-

tung zu verlangen. 

 

7.1.2 Honorarermittlung ab der Leistungsphase 4 

Nach erstellter Kostenberechnung und eventueller Anpassung der Kostenober-

grenze gemäß Ziffer 4.5 wird das Honorar neu ermittelt. Die Parteien vereinbaren 

für die ab der Leistungsphase 4 erbrachten Leistungen eine Honorierung der vom 

Auftragnehmer erbrachten Leistungen nach den Honorarermittlungsgrundlagen 

der HOAI. 
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Leistungsbild:  Planungsleistungen entsprechend der in dem An-

hang A festgelegten Einzeltätigkeiten 

(Grundleistungen und Besondere Leistungen) 

Anrechenbare Kos-

ten: 

Anrechenbare Kosten sind die Kosten der Kosten-

gruppe 500 nach DIN 276 sowie anteilig die 

Kostengruppen 200 und 600, soweit sie den Frei-

anlagen zuzuordnen sind. Maßgeblich sind die 

Nettokosten. 

Mitzuverarbeitende 

Bausubstanz: 

Mitzuverarbeitende Bausubstanz nach § 4 Abs. 3 

HOAI wird angemessen berücksichtigt. Anrechen-

bar ist ausschließlich bereits durch Bauleistungen 

hergestellte Substanz, insbesondere vorhandene 

Wege, Einfassungen, Mauern und Spielgeräte; Ve-

getation und gewachsener Boden sind nicht 

anrechenbar. Der Ansatz beträgt pauschal [Betrag 

oder Prozentsatz einsetzen] und ist vom Auftrag-

nehmer nachvollziehbar herzuleiten. 

Vorläufige Honorar-

zone: 

Honorarzone IV 

 

Grundlage sind die Bewertungsmerkmale des § 40 

Abs. 2 HOAI, insbesondere die Anforderungen an 

die Einbindung in die denkmalgeschützte Wallan-

lage, die gestalterischen Anforderungen, die Zahl 

der Funktionsbereiche und die Ver- und Entsor-

gungseinrichtungen der Wasseranlage. Die 

Einstufung wird im Verfahren bestätigt. 

Festlegung Honorar-

satz:  

Folgender Honorarsatz wird vereinbart: Der jewei-

lige [...]satz für die beauftragten Leistungen (§ 8 

HOAI). 

Umbauzuschlag: Für das Bauen im Bestand wird ein Umbauzu-

schlag nach § 6 Abs. 2 HOAI in Höhe von […] 

Prozent vereinbart. 

Auf-/Abschlag: Der Auftragnehmer gewährt für sämtliche Pla-

nungsleistungen (Grund- und besondere 

Leistungen) einen pauschalen Auf-/Abschlag in 

Höhe von [...] % des Planungshonorars. Der Auf- 
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und Abschlag ist auch im Rahmen von zusätzli-

chen Planungsleistungen zu berücksichtigen.  

 

7.1.3 Die vereinbarten Grundleistungen werden mit den in Preistabelle mit Honorarer-

läuterungen vom […] (Anlage 2) angegebenen Prozentsätzen vergütet. 

Die prozentuale Bewertung der beauftragten Teilleistungen ergibt sich aus § 8 

Abs. 2 HOAI. Die Parteien sind sich einig, dass die Bewertung der einzelnen Leis-

tungen einer Leistungsphase (§ 8 HOAI) auf Grundlage der sog SIEMON-

Bewertungstabelle erfolgt. 

7.1.4 Für die Vergütung der vom Auftragnehmer zu erbringenden Besonderen Leistun-

gen und der zu erbringenden Beratungsleistungen werden das in der Preistabelle 

mit Honorarerläuterungen vom […] (Anlage 2) angegebene Honorar vereinbart. 

Die dort angegebenen Leistungen werden optional vereinbart und können einzeln 

vom Auftraggeber abgerufen werden. 

 

7.2 Nebenkosten 

Alle anfallenden und bei der Durchführung dieses Planungsvertrages erforderlichen Ne-

benkosten gemäß § 14 HOAI werden mit einer Pauschale von [___] % des 

Nettohonorars (d.h. ohne Umsatzsteuer) gemäß § 7.1 bzw. 7.5 dieses Vertrages be-

rechnet. Die Nebenkostenpauschale enthält u. a. auch die Post- und 

Fernmeldegebühren, die Kosten für Vervielfältigungen (max. 8-fach) sowie sämtliche 

Fahrt- und Reisekosten des Auftragnehmers und seiner Mitarbeiter inklusive Übernach-

tung und Spesen.  

7.3 Mehr- und Zusatzleistungen 

Der Auftragnehmer erbringt sämtliche Leistungen zu dem Gesamthonorar. Ein Anspruch 

auf zusätzliche Vergütung besteht lediglich unter den folgenden engen Voraussetzungen. 

Im Rahmen des Bauprozesses regelmäßig auftretende Umstände wie beispielsweise In-

solvenzen der am Bau beteiligten Unternehmen, Schnittstellen- und 

Abstimmungsprobleme der Einzelgewerke oder eine Steigerung der Baupreise führen 

nicht zu einem Mehrvergütungsanspruch.  

Lediglich Mehrleistungen des Auftragnehmers, die aus nachträglichen wesentlichen Pla-

nungsänderungen oder Zusatzwünschen des Auftraggebers resultieren und einen nicht 

nur unwesentlichen zusätzlichen Aufwand für den Auftragnehmer verursachen (im Fol-

genden „Mehr- und Zusatzleistungen“), sind grundsätzlich vergütungsfähig.  

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, vorher schriftlich anzukündigen, wenn er der Auffas-

sung ist, eine zusätzliche Vergütung fordern zu dürfen. Mehr- und Zusatzleistungen 

werden nur vergütet, wenn sie vom Auftragnehmer vorher angekündigt und gesondert 
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schriftlich durch den Auftraggeber beauftragt worden sind. Der Auftraggeber ist in jedem 

Fall im Voraus über die anstehenden Leistungen und den zu erwartenden Zeitaufwand 

zu unterrichten. Er entscheidet im Einzelfall schriftlich, ob und welche Leistungen er in 

Anspruch nimmt.  

Sollten sich die Vertragsparteien nicht über eine Vergütung der Mehr- und Zusatzleistun-

gen einigen, ist der Auftragnehmer trotzdem zur Leistungserbringung verpflichtet, sofern 

der Auftraggeber dies ausdrücklich anordnet. Ansprüche des Auftragnehmers auf eine 

zusätzliche Vergütung bleiben hiervon unberührt. Auch im Falle der Anordnung bestehen 

Vergütungsansprüche für Mehr- und Zusatzleistungen nicht, wenn diese Leistungen im 

ursprünglichen Leistungssoll bereits vereinbart waren. 

7.4 Vergütung bei ungewöhnlich lang dauernder Leistung 

Verzögerungen in der Leistungserbringung und im Projektablauf rechtfertigen grundsätz-

lich keinen zusätzlichen Vergütungsanspruch für eine verlängerte Projektzeit. Die 

Parteien stimmen überein, dass es gerade die Aufgabe des Auftragnehmers ist, jedwede 

Terminverzögerung zu vermeiden und im Rahmen der von ihm geschuldeten Vertrags- 

und Projektziele geeignete Maßnahmen zur Verhinderung einer Verzögerung des Fertig-

stellungszeitpunktes vorzunehmen.  

7.5 Zeithonorar 

Werden Mehr- und Zusatzleistungen, die nach diesem Vertrag nicht bzw. noch nicht vom 

Auftragnehmer geschuldet sind, erbracht, so sind diese Leistungen – sofern keine andere 

Vergütungsform vereinbart wird – nach Zeitaufwand zu vergüten. Hierfür gelten folgende 

Stundensätze (netto, ohne Nebenkosten):  

• für Projektleiter, Geschäftsführer, Büroinhaber € [___] 

• für stellvertretenden Projektleiter sowie Architek-
ten, Ingenieure, Landschaftsarchitekten und 
sonstige Planer € [___] 

• für sonstige technisch-wirtschaftliche  
Mitarbeiter, Zeichner € [___] 

Die Mehr- und Zusatzleistungen sind durch Stundenbelege nachzuweisen, die spätes-

tens monatlich vom Auftraggeber abgezeichnet sein müssen. Diese Mehrleistungen 

können monatlich abgerechnet werden. 

 

§ 8 Rechnungen, Abschlagszahlungen  

8.1 Abschlagszahlungen 

Der Auftraggeber leistet Abschlagszahlungen gemäß den § 15 Abs. 2 HOAI. Die Ver-

tragsparteien vereinbaren, dass ein angemessener zeitlicher Abstand zwischen 

Abschlagsforderungen nur vorliegt, wenn seit der vergangenen Abschlagszahlung 
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mindestens ein Monat vergangen ist und der Auftragnehmer Teilleistungen erbracht hat, 

deren Wert mindestens 25 % der vereinbarten Vergütung der betroffenen Leistungsphase 

ausmacht. Der Auftragnehmer wird höchstens 7 Abschlagsrechnungen für die Leistungs-

phasen 1-7 einreichen.  

8.2 Fälligkeit der Abschlagsrechnungen 

Diese Abschlagsrechnungen sind innerhalb von 30 Kalendertagen nach Zugang einer 

prüffähigen Rechnung beim Auftraggeber zu zahlen, wenn und soweit die abgerechneten 

Leistungen vollständig und vertragsgemäß erbracht wurden.  

8.3 Schlussrechnungen 

Die Schlussrechnung muss innerhalb von 30 Kalendertagen nach vertragsgemäßer Er-

bringung der letzten Leistung eingereicht werden. 

Reicht der Auftragnehmer aus von ihm zu vertretenden Gründen eine prüffähige Schluss-

rechnung nicht ein, obwohl ihm der Auftraggeber nach Ablauf dieser Frist dafür eine 

angemessene Nachfrist gesetzt hat, so kann der Auftraggeber selbst auf Kosten des Auf-

tragnehmers eine prüffähige Ersatzschlussrechnung aufstellen. Die 

Ersatzschlussrechnung begründet dann ebenfalls die Fälligkeit der Vergütungsforderung 

des Auftragnehmers. 

8.4 Rechnungen 

Im Rahmen der Rechnungsstellung sind die erbrachten Leistungen zu dokumentieren. 

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, allen Abschlags- und Schlussrechnungen sämtliche 

Unterlagen beizufügen, die zur Überprüfung des Leistungsstandes erforderlich sind. 

Rechnungen sind nach ihrem Zweck als Abschlags-, Teilschluss- oder Schlussrechnung 

zu bezeichnen. In jeder Rechnung sind Umfang und Wert aller bisherigen Leistungen und 

die bereits erhaltenen Zahlungen mit gesondertem Ausweis der darin enthaltenen Um-

satzsteuerbeträge anzugeben. Eine Zahlung durch den Auftraggeber setzt die Prüfbarkeit 

jeder Rechnung voraus. 

Änderungen und Ergänzungen des Vertrags sind in der Schlussrechnung besonders 

kenntlich zu machen und auf Verlangen des Auftraggebers getrennt abzurechnen. 

8.5 Abrechnung zusätzlicher Leistungen 

Soweit der Auftragnehmer Anspruch auf die Vergütung geänderter oder zusätzlicher Leis-

tungen hat, werden diese nach ordnungsgemäßer Erbringung der entsprechenden 

Leistung, Übergabe einer sich hierauf beziehenden prüffähigen Rechnung und nach 

durchgeführter Rechnungsprüfung vergütet, es sei denn, in der gesonderten Vereinba-

rung über die zusätzliche Leistung wird hierüber etwas anderes bestimmt.  

8.6 Rechnungsprüfung 

8.6.1 Rechnungsprüfung durch zuständige Rechnungsprüfungsstellen 
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Die Ausgaben des Auftraggebers unterliegen der Rechnungsprüfung durch die 

zuständigen Rechnungsprüfungsstellen. Die Rechnungsprüfung kann auch erst 

nach Ablauf mehrerer Jahre durchgeführt werden. Die gesetzliche Verjährungs-

frist (§ 195 BGB) von Ansprüchen aus ungerechtfertigter Bereicherung wegen 

insoweit festgestellter ungerechtfertigter Zahlungen bzw. Überzahlungen beginnt 

mit der Kenntnis des Auftraggebers vom Ergebnis der Rechnungsprüfung. Der 

Auftragnehmer muss insofern bis zum Ablauf dieser Verjährungsfrist damit rech-

nen, dass er auf Erstattung dieser ungerechtfertigt gezahlten Honorare in 

Anspruch genommen wird. 

8.6.2 Mitwirkung bei der Rechnungsprüfung durch zuständige Rechnungsprü-

fungsstellen 

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auch nach Abnahme der Leistungen bis 

zum Abschluss des Rechnungsprüfungsverfahrens schriftliche Stellungnahmen 

zu Anfragen der Rechnungsprüfungsbehörden abzugeben. Eine zusätzliche, auf-

wandsbezogene Vergütung für die Erarbeitung entsprechender Stellungnahmen 

kann der Auftragnehmer nach den vereinbarten Stundensätzen nur verlangen, so-

weit solche Anfragen später als ein Jahr nach Abnahme der letzten 

Leistungsstufe, mit der der Auftragnehmer beauftragt war, bei ihm eingeht. 

8.7 Überzahlung 

Im Falle der Überzahlung hat der Auftragnehmer den überzahlten Betrag zu erstatten. 

Leistet er nicht innerhalb von 30 Kalendertagen nach Zugang des Rückforderungsschrei-

bens, befindet er sich ab diesem Zeitpunkt mit seiner Zahlungsverpflichtung in Verzug 

und hat Verzugszinsen in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gemäß 

§ 247 BGB zu zahlen. Auf einen Wegfall der Bereicherung kann sich der Auftragnehmer 

nicht berufen. 

Die gesetzliche Verjährungsfrist (§ 195 BGB) von Ansprüchen des Auftraggebers wegen 

Überzahlung des Auftragnehmers von Ansprüchen aus ungerechtfertigter Bereicherung 

wegen insoweit festgestellter ungerechtfertigter Zahlungen bzw. Überzahlungen beginnt 

mit Kenntnis des Auftraggebers vom Ergebnis der Rechnungsprüfung, es sei denn, der 

Auftraggeber hatte bereits zuvor von der Überzahlung Kenntnis oder seine Kenntnis war 

grob fahrlässig; § 199 Abs. 4 BGB bleibt unberührt. Die Ansprüche verjähren spätestens 

nach 30 Jahren ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn, 202 Abs. 2 BGB. Der Auftrag-

nehmer muss bis zum Ablauf der Verjährungsfrist damit rechnen, dass er auf Erstattung 

dieser ungerechtfertigt gezahlten Beträge in Anspruch genommen wird. 
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§ 9 Abnahme 

9.1 Förmliche Abnahme 

Die Leistungen des Auftragnehmers bedürfen einer förmlichen Abnahme. Eine Leistungs-

zustandsfeststellung wird nach Abschluss der Leistungsphase 4 erfolgen und ist 

Voraussetzung für die Bearbeitung der Leistungsphase 5. Nach Abnahme der letzten 

Leistung der bauausführenden Unternehmen erfolgt eine Teilabnahme für die Leistungs-

phasen 1 bis 8 gemäß § 650s BGB. Mit dieser Abnahme beginnt die Verjährungsfrist für 

Mängelansprüche. Die ggf. daneben zu erbringenden zusätzlichen Planungsleistungen 

des Auftragnehmers werden ebenfalls nach Fertigstellung der Baumaßnahme abgenom-

men. Im Übrigen ist eine fiktive oder konkludente Abnahme ausgeschlossen. 

9.2 Abnahmeprotokoll 

Für die Abnahme erstellt der Auftragnehmer nach vollständiger und vertragsgemäßer Er-

bringung der geschuldeten Leistungen des Auftragnehmers ein Abnahmeprotokoll, das 

von beiden Seiten zu unterzeichnen ist. 

In dem Abnahmeprotokoll sind vorhandene Mängel festzustellen und die vertraglichen 

Erfüllungsansprüche vorzubehalten. 

Es stellt keine Abnahme dar, wenn der Auftraggeber die Leistung des Auftragnehmers 

nutzt. Insbesondere liegt in der Unterzeichnung von Plänen, Zeichnungen usw. durch den 

Auftraggeber oder seine Bevollmächtigte keine Abnahme, sondern lediglich eine Pla-

nungsfreigabe. Unwesentliche Mängel schließen die Abnahmen nicht aus; sie sind in der 

im Abnahmeprotokoll festzulegenden angemessenen Frist vollständig zu beseitigen. 

 

§ 10 Mängelrechte, Haftung des Auftragnehmers  

10.1 Mängelrechte 

Die Mängelgewährleistungsansprüche des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer 

richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften, insbesondere nach den werkvertragli-

chen Vorschriften der §§ 633 ff. BGB, soweit in diesem Vertrag nichts anderes vereinbart 

wird. 

10.2 Ausschluss Rücktrittsrecht 

Der Rücktritt vom Vertrag ist ausgeschlossen; stattdessen gelten die in § 11 dieses Ver-

trages festgehaltenen Kündigungsregelungen. 

10.3 Verjährung 

Die Mängelgewährleistungsansprüche des Auftraggebers gegen den Auftragnehmer ver-

jähren in 5 Jahren. Die Verjährung beginnt zum Zeitpunkt des gemäß § 9.2 protokollierten 

Abnahmezeitpunktes. 
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§ 11 Kündigung 

11.1 Kündigung durch den Auftraggeber 

Der Auftraggeber kann den Vertrag (bzw. die mit Vertragsschluss oder durch gesonder-

ten Abruf beauftragten Leistungen) jederzeit, ganz oder teilweise, ohne Grund oder aus 

wichtigem Grund, kündigen. Ein wichtiger Grund liegt zum Beispiel vor, wenn die Bau-

maßnahme wegen fehlender oder wegfallender Finanzierung nicht durchgeführt oder 

nicht weitergeführt wird, der Stadtrat bzw. die hierzu aufgerufenen städtischen Gremien 

nicht die erforderlichen Investitionsbeschlüsse treffen oder der Auftragnehmer seine Leis-

tungen einstellt oder die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des 

Auftragnehmers beantragt worden ist. 

11.2 Kündigung aus wichtigem Grund bei Terminverzug 

Gerät der Auftragnehmer mit seiner Leistung zu den Terminen gemäß § 5 Ziffer 5.1 nicht 

nur unerheblich in Rückstand und erbringt er die ausstehende Leistung trotz Nachfrist-

setzung nicht innerhalb einer angemessenen Frist, so ist der Auftraggeber – unbeschadet 

aller sonstigen Rechte – berechtigt, die Leistungen der entsprechenden Leistungsphase 

ganz oder teilweise oder alle beauftragten Leistungsphasen aus wichtigem Grund zu kün-

digen. Das Kündigungsrecht besteht nicht, wenn der Auftragnehmer die Verzögerung 

nicht zu vertreten hat. 

11.3 Kündigung durch den Auftragnehmer 

Eine ordentliche Kündigung des Vertrages durch den Auftragnehmer ist ausgeschlossen. 

Der Auftragnehmer kann nur aus wichtigem Grund kündigen. Zu Teilkündigungen ist er 

nicht berechtigt.  

11.4 Kündigung 

Die Kündigung muss schriftlich erfolgen.  

11.5 Kündigungsfolgen 

11.5.1 Wird vom Auftragnehmer aus einem Grund gekündigt, den der Auftraggeber zu 

vertreten hat, erhält der Auftragnehmer gemäß § 648 BGB die vereinbarte Ver-

gütung unter Abzug der ersparten Aufwendungen. Dem Auftragnehmer stehen 

in diesem Fall 5% der auf den noch nicht erbrachten Teil der Planungsleistungen 

entfallenden vereinbarten Vergütung zu. 

11.5.2 Hat der Auftragnehmer den Kündigungsgrund zu vertreten, so sind nur die bis 

dahin vertragsgemäß ausgeführten, in sich abgeschlossenen Leistungen zu ver-

güten, sofern und soweit sie für den Auftraggeber verwendbar sind. 

Schadensersatzansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. Für noch nicht 

beauftragte (d.h. abgerufene) und nicht erbrachte Leistungen erhält der Auftrag-

nehmer kein Honorar. Es bleibt dem Auftraggeber unbenommen, Rechte wegen 

Pflichtverletzung geltend zu machen. 
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11.5.3 Entstehen dem Auftraggeber durch eine Kündigung nach § 11 Ziffer 11.5.2 zu-

sätzliche Kosten oder Aufwendungen, z.B. durch Verzögerung der 

Projektrealisierung oder Weiterbeauftragung an einen Dritten, gehen sie zu Las-

ten des Auftragnehmers. 

11.5.5 Mit einer Vertragskündigung hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber unver-

züglich sämtliche Planunterlagen, auch Zwischenstände, vollständig 

auszuhändigen. Die Unterlagen sind in herkömmlicher, üblicher, bearbeitbarer 

Form und zusätzlich – soweit mit EDV erarbeitet – auf Datenträgern zu überge-

ben. Die Datenformate müssen den Anforderungen des Auftraggebers, die 

dieser nach billigem Ermessen, unter Berücksichtigung der Zumutbarkeit vor-

gibt, entsprechen. 

11.5.5 Ist der Vertrag beendet, haben beide Vertragsparteien seine Abwicklung nach 

Möglichkeit zu fördern. Dem Interesse einer Vertragspartei an Maßnahmen zur 

Beweissicherung haben sie Rechnung zu tragen und die nötigen Auskünfte zu 

erteilen.  

11.6 Teilkündigung  

Ziffer 11.5 gilt für Teilkündigungen des Auftraggebers entsprechend.  

 

§ 12 Haftpflichtversicherung  

12.1 Deckungsumfang 

Zur Sicherung seiner Verpflichtung aus diesem Vertrag hat der Auftragnehmer eine Haft-

pflichtversicherung bei einem in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in 

einem Vertragsstaat über den Europäischen Wirtschaftsraum zugelassenen Versiche-

rungsunternehmen abzuschließen. Die Deckungssummen der Haftpflichtversicherung 

müssen je Schadensfall bei zweifacher jährlicher Maximierung mindestens betragen: 

für Sach- und Personenschäden    € [___] Mio. 

für Vermögensschäden und sonstige Schäden  € [___] Mio. 

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber das Bestehen der Versicherung bei Unter-

zeichnung sowie auf Wunsch jederzeit danach nachzuweisen. 

12.2 Nachweispflicht 

Der Auftraggeber kann jede von ihm nach diesem Vertrag geschuldete Zahlung vom 

schriftlichen Nachweis des (Fort-)Bestehens des Versicherungsschutzes abhängig ma-

chen. Der Auftragnehmer hat während der Laufzeit dieses Vertrages den Auftraggeber 

unverzüglich zu unterrichten, wenn der Versicherungsschutz – gleichgültig aus welchem 

Grund – nicht mehr oder nicht mehr in bestätigter Höhe besteht. 
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§ 13 Urheberrecht 

Soweit die vom Auftragnehmer gefertigten Unterlagen und/oder das ausgeführte Werk urheber-

rechtsschutzfähig sind, gelten die nachfolgenden Vorschriften: 

13.1 Nutzungsrecht 

Der Auftragnehmer räumt der Auftraggeberin an allen im Rahmen des Vertrages erstell-

ten Planungen, Zeichnungen, Berechnungen, Modellen und Darstellungen ein räumlich, 

zeitlich und inhaltlich unbeschränktes, ausschließliches und übertragbares Nutzungs-

recht ein. Das Nutzungsrecht umfasst das Recht zur Änderung, Bearbeitung und 

Weiterverwendung für das Vorhaben, für Folgemaßnahmen an derselben Anlage sowie 

für die Öffentlichkeitsarbeit und den Fördermittelnachweis. Die Vergütung ist mit dem Ho-

norar abgegolten. Das Recht auf Anerkennung der Urheberschaft nach § 13 UrhG bleibt 

unberührt; die Auftraggeberin nennt den Auftragnehmer bei Veröffentlichungen in ange-

messener Weise. Dies gilt auch dann, wenn nicht alle Leistungen bzw. Leistungsphasen 

dieses Vertrages abgerufen bzw. stufenweise beauftragt werden. 

Alle Rechte des Auftraggebers bestehen auch im Falle einer vorzeitigen teilweisen oder 

gesamten Vertragsbeendigung, gleich aus welchem Grund. 

13.2 Rechte des Auftraggebers nach Fertigstellung 

Nach Fertigstellung der Baumaßnahme ist der Auftraggeber berechtigt, das realisierte 

Vorhaben ohne Einverständnis des Auftragnehmers zu ändern sowie um- oder neu zu 

gestalten; der Auftraggeber ist auch berechtigt, die Baumaßnahme zu beseitigen. 

13.3 Rechte Dritter 

Der Auftragnehmer garantiert, dass die im Rahmen dieses Vertrages erarbeiteten Unter-

lagen nicht gegen Rechte Dritter verstoßen. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber 

auf erstes Anfordern gegenüber sämtlichen geltend gemachten Ansprüchen Dritter auf-

grund der Nutzung und Verwertung der von dem Auftragnehmer erarbeiteten Unterlagen 

freistellen. Die Parteien werden sich gegenseitig unverzüglich benachrichtigen, falls 

ihnen gegenüber Ansprüche wegen Verletzung von Rechten Dritter drohen. 

13.4 Veröffentlichungsrecht 

Der Auftraggeber hat das Recht zur Veröffentlichung unter Namensangabe des Auftrag-

nehmers. Der Auftragnehmer bedarf zur Veröffentlichung – mit Ausnahme von 

Veröffentlichungen in Architekturfachliteratur sowie zu wiederholter Verwendung oder 

Weiterentwicklung der Pläne und Unterlagen – der Einwilligung des Auftraggebers, wenn 

Geheimhaltungs- oder Sicherheitsinteressen des Auftraggebers berührt oder sonstige, 

vergleichbare Interessen des Auftraggebers beeinträchtigt werden. Der Auftraggeber darf 

die Einwilligung nur aus wichtigem Grund verweigern. 
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13.5 Aushändigung von Unterlagen 

Die vom Auftragnehmer gefertigten und beschafften Unterlagen (Pläne, Zeichnungen, 

Dokumentationen etc.) sind dem Auftraggeber nach den Anforderungen des Auftragge-

bers auszuhändigen und werden Eigentum des Auftraggebers. Ein 

Zurückbehaltungsrecht des Auftragnehmers besteht nicht. Die dem Auftragnehmer über-

lassenen Unterlagen sind dem Auftraggeber spätestens nach Erfüllung oder Beendigung 

des Auftrages zurückzugeben. Zurückbehaltungsrechte, die nicht auf diesem Vertrags-

verhältnis oder auf einem mit diesem Vertrag in Zusammenhang stehenden 

Rechtsgeschäft beruhen, sind ausgeschlossen. 

Auf Aufforderung des Auftraggebers hat der Auftragnehmer die vom Auftraggeber digital 

zur Verfügung gestellten Daten in seinem DV-System zu löschen. 

 

§ 14 Verantwortlicher Vertreter, Projektleiter 

14.1 Weisungsbefugnis des Auftraggebers 

Neben dem Verwaltungsvorstand ist nur die mit der Vertragsdurchführung betraute Stelle 

des Auftraggebers gegenüber dem Auftragnehmer weisungsbefugt. Als zentraler An-

sprechpartner mit der Vertragsdurchführung betraute Stelle des Auftraggebers wird 

Herr/Frau [___] benannt.  

14.2 Projektleiter bzw. stellvertretender Projektleiter 

Als Personen, die uneingeschränkt zur Abgabe sowie Entgegennahme rechtsgeschäftli-

cher und sonstiger Erklärungen bevollmächtigt sind, werden vom Auftragnehmer 

benannt:  Herr/Frau [___] (Projektleiter) 

Herr/Frau [___] (Stellvertretender Projektleiter) 

Der Projektleiter (bzw. sein Stellvertreter) hat die Aufgabe, die Leistungen des Auftrag-

nehmers fachlich zu leiten, intern zu koordinieren und den Informationsaustausch mit 

dem Auftraggeber durchzuführen. Projektleiter und Stellvertreter nehmen – einzeln oder 

gemeinsam – an allen Besprechungen des Auftragnehmers mit dem Auftraggeber mit 

den fachlich beteiligten und sonstigen Dritten teil, soweit diese Besprechungen den Auf-

gabenbereich des Auftragnehmers berühren.  

14.3 Wechsel des Projektleiters bzw. des stellvertretenden Projektleiters 

Ein Wechsel des Projektleiters bzw. des stellvertretenden Projektleiters ist nur mit vorhe-

riger Zustimmung des Auftraggebers aus wichtigem Grund möglich. Der Auftraggeber 

muss seine Zustimmung zu einem Wechsel nur dann erteilen, wenn der Auftragnehmer 

einen Mitarbeiter mit vergleichbarer Qualifikation und Erfahrungen als Projektleiter oder 

als stellvertretenden Projektleiter benennt. 
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§ 15 Datenschutz 

Werden im Rahmen der Beteiligungsformate personenbezogene Daten verarbeitet, geschieht 

dies ausschließlich weisungsgebunden für die Auftraggeberin. Vor Beginn der Verarbeitung wird 

ein Vertrag über die Auftragsverarbeitung nach Art. 28 DSGVO geschlossen. Bild- und Tonauf-

nahmen von Teilnehmenden, insbesondere von Minderjährigen, sind nur zulässig, wenn die 

Auftraggeberin die erforderlichen Einwilligungen der Erziehungsberechtigten eingeholt und de-

ren Vorliegen bestätigt hat. Nach Abschluss der jeweiligen Leistungsphase werden 

personenbezogene Daten gelöscht, soweit keine gesetzliche Aufbewahrungspflicht besteht. 

  

 

§ 16 Schlussbestimmungen 

16.1 Salvatorische Klausel 

Sollte eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam 

sein oder werden oder der Vertrag eine Lücke enthalten, so bleibt die Rechtswirksamkeit 

der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung 

oder einer Lücke gilt eine solche Regelung als vereinbart, die dem Sinn und Zweck der 

unwirksamen Bestimmung, soweit sie zulässig ist, entspricht oder die von den Parteien 

nach dem Sinn und Zweck dieser Vereinbarung gewollt gewesen wäre, hätten sie bei 

Abschluss dieser Vereinbarung den Punkt bedacht.  

16.2 Schriftform 

Die gesamte Kommunikation der Parteien bei der Vertragsabwicklung erfolgt schriftlich. 

Dies gilt sowohl für Vertragsänderungen, Nachträge, Beauftragungen etc., als auch für 

alle vertragsausfüllenden oder -beendenden Mitteilungen, Erklärungen und ähnliches, 

sofern in diesem Vertrag nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. Zur Wahrung 

der Schriftform genügt ein Telefax (nicht aber eine sonstige telekommunikative Übermitt-

lung) oder ein Briefwechsel. Entsprechende Mitteilungen sollten vorab in elektronischer 

Form (z.B. E-Mail) zur Information übermittelt werden. Die Übermittlung ausschließlich in 

elektronischer genügt der Schriftform jedoch nicht. Das Schriftformerfordernis gilt auch 

für ein etwaiges Abbedingen der Schriftform.  

16.3 Abtretung 

Die Abtretung von Honoraransprüchen sowie sonstiger Ansprüche aus der Abwicklung 

des Vertragsverhältnisses seitens des Auftragnehmers an Dritte ist nur mit vorheriger 

schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers wirksam. Die Erteilung der Zustimmung steht 

im freien Ermessen des Auftraggebers.  

16.4 Erfüllungsort und Gerichtsstand 

Erfüllungsort ist Lemgo. Als Gerichtsstand vereinbaren die Vertragsparteien Lemgo. 
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Lemgo, den ________________   Lemgo, den _______________ 

 

___________________________________  __________________________________ 

(für den Auftraggeber)     (für den Auftragnehmer)
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Anhang A Objektplanung Freianlagen 

Leistungsbild gemäß § 39 Abs. 1 und 4 HOAI i.V.m. Anlage 11 Nummer 11.1 

HOAI 
 

Grundleistungen Besondere Leistungen 

LPH 1 Grundlagenermittlung 

a) Klären der Aufgabenstellung auf Grund der Vorgaben oder 
der Bedarfsplanung des Auftraggebers oder vorliegender 
Planungs- und Genehmigungsunterlagen 

b) Ortsbesichtigung 
c) Beraten zum gesamten Leistungs- und Untersuchungsbe-

darf 
d) Formulieren von Entscheidungshilfen für die Auswahl an-

derer an der Planung fachlich Beteiligter 
e) Zusammenfassen, Erläutern und Dokumentieren der Er-

gebnisse 

- Mitwirken bei der öffentlichen Erschließung 
- Kartieren und Untersuchen des Bestandes, Floristische oder 

faunistische Kartierungen 
- Begutachtung des Standortes mit besonderen Methoden, 

zum Beispiel Bodenanalysen 
- Beschaffen bzw. Aktualisieren bestehender Planunterlagen, 

Erstellen von Bestandskarten 
- Beteiligungsworkshops mit Kindern und Jugendlichen 

sowie Erziehungsberechtigten, einschließlich Vorberei-
tung, Moderation, Material und Ergebnisdokumentation 

- Steuerkreistermine mit der Auftraggeberin, einschließ-
lich Vorbereitung, Unterlagen und Protokoll 

- Bestandsaufnahme, Kartierung und Bewertung von Ve-
getations- und Biotopstrukturen 

- Denkmalpflegerische Zielstellung und Abstimmungsdo-
kumentation 

- Prüfung der Lage verschiedener Leitungen (u.a. Gas 
Hochdruckleitung, Mittelspannungsleitungen) und Aktu-
alisierung im Rahmen des vorhandenen Leitungsplanes  

LPH 2 Vorplanung (Projekt- u. Planungsvorbereitung) 

a) Analysieren der Grundlagen, Abstimmen der Leistungen 
mit den fachlich an der Planung Beteiligten 

b) Abstimmen der Zielvorstellungen 
c) Erfassen, Bewerten und Erläutern der Wechselwirkungen 

im Ökosystem 
d) Erarbeiten eines Planungskonzepts einschließlich Unter-

suchen und Bewerten von Varianten nach gleichen 
Anforderungen unter Berücksichtigung zum Beispiel 

• der Topographie und der weiteren standörtlichen 
und ökologischen Rahmenbedingungen, 

• der Umweltbelange einschließlich der natur- und ar-
tenschutzrechtlichen Anforderungen und der 
vegetationstechnischen Bedingungen, 

• der gestalterischen und funktionalen Anforderungen, 

• Klären der wesentlichen Zusammenhänge, Vor-
gänge und Bedingungen, 

• Abstimmen oder Koordinieren unter Integration der 
Beiträge anderer an der Planung fachlich Beteiligter 

e) Darstellen des Vorentwurfs mit Erläuterungen und Anga-
ben zum terminlichen Ablauf 

f) Kostenschätzung, zum Beispiel nach DIN 276, Vergleich 
mit den finanziellen Rahmenbedingungen 

g) Zusammenfassen, Erläutern und Dokumentieren der Vor-
planungsergebnisse 

- Umweltfolgenabschätzung 
- Bestandsaufnahme, Vermessung 
- Fotodokumentationen 
- Mitwirken bei der Beantragung von Fördermitteln und Be-

schäftigungsmaßnahmen 
- Erarbeiten von Unterlagen für besondere technische Prüfver-

fahren 
- Beurteilen und Bewerten der vorhandenen Bausubstanz, 

Bauteile, Materialien, Einbauten oder der zu schützenden 
oder zu erhaltenden Gehölze oder Vegetationsbestände 

- Steuerkreistermine mit der Auftraggeberin, einschließ-
lich Vorbereitung, Unterlagen und Protokoll 

- Visualisierungen zur Bürger- und Gremienkommunika-
tion einschließlich deren Vorstellung 

- Vorplanung Technische Ausrüstung für Wassertechnik 
für Wasser- und Verdunstungselemente sowie für Be-
leuchtung, soweit in der Planung vorgesehen 

- Mitwirkung und Teilnahme an Anliegerbeteiligungen so-
wie Bürgerinformationsveranstaltungen zur Abstimmung 
des Entwurfs (Erstellung und Präsentation der Vorträge) 

LPH 3 Entwurfsplanung (System- und Integrationsplanung) 

a) Erarbeiten der Entwurfsplanung auf Grundlage der Vorpla-
nung unter Vertiefung zum Beispiel der gestalterischen, 
funktionalen, wirtschaftlichen, standörtlichen, ökologi-
schen, natur- und artenschutzrechtlichen Anforderungen 
Abstimmen oder Koordinieren unter Integration der Bei-
träge anderer an der Planung fachlich Beteiligter 

b) Abstimmen der Planung mit zu beteiligenden Stellen und 
Behörden 

c) Darstellen des Entwurfs zum Beispiel im Maßstab 1:500 
bis 1:100, mit erforderlichen Angaben insbesondere 

• zur Bepflanzung, 

• zu Materialien und Ausstattungen, 

• zu Maßnahmen auf Grund rechtlicher Vorgaben, 

• zum terminlichen Ablauf 

- Mitwirken beim Beschaffen nachbarlicher Zustimmungen 
- Erarbeiten besonderer Darstellungen, zum Beispiel Visu-

alisierungen und Perspektiven 
- Beteiligung von externen Initiativ- und Betroffenengruppen 

bei Planung und Ausführung 
- Mitwirken bei Beteiligungsverfahren oder Workshops 
- Mieter- oder Nutzerbefragungen 
- Erarbeiten von Ausarbeitungen nach den Anforderungen der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sowie des besonde-
ren Arten- und Biotopschutzrechtes, Eingriffsgutachten, 
Eingriffs- oder Ausgleichsbilanz nach landesrechtlichen Re-
gelungen 

- Mitwirken beim Erstellen von Kostenaufstellungen und Plan-
unterlagen für Vermarktung und Vertrieb 
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d) Objektbeschreibung mit Erläuterung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nach Maßgabe der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung 

e) Kostenberechnung, zum Beispiel nach DIN 276 einschließ-
lich zugehöriger Mengenermittlung 

f) Vergleich der Kostenberechnung mit der Kostenschätzung 
g) Zusammenfassen, Erläutern und Dokumentieren der Ent-

wurfsplanungsergebnisse 

- Erstellen und Zusammenstellen von Unterlagen für die Be-
auftragung von Dritten (Sachverständigenbeauftragung) 

- Mitwirken bei der Beantragung und Abrechnung von Förder-
mitteln und Beschäftigungsmaßnahmen 

- Abrufen von Fördermitteln nach Vergleich mit den Ist-Kosten 
(Baufinanzierungsleistung) 

- Mitwirken bei der Finanzierungsplanung 
- Erstellen einer Kosten-Nutzen-Analyse 
- Aufstellen und Berechnen von Lebenszykluskosten 
- Ermittlung und Zusammenstellung der bei Umsetzung 

des Entwurfs voraussichtlich anfallenden Unterhaltungs-
kosten 

- Steuerkreistermine mit der Auftraggeberin, einschließ-
lich Vorbereitung, Unterlagen und Protokoll 

- Zuarbeit zum Fördermittelantrag nach Ziffer 8.1 
Der Auftragnehmer erstellt die folgenden Bestandteile 
des Antragspakets und übergibt sie in bearbeitbarer und 
in PDF-Form: 
- Fotodokumentation sowie Skizze beziehungs-

weise Entwurf des betroffenen Bereichs, 
- Erläuterung, inwiefern die Teilmaßnahme zur Ver-

besserung des Klimaschutzes und zur 
Klimaanpassung beiträgt, 

- Erläuterung, wie die Aspekte der Kriminalpräven-
tion und der Barrierefreiheit in der Planung 
berücksichtigt wurden, sowie planerische Einar-
beitung der von der Stadt eingeholten 
Stellungnahmen, 

- Darstellung der Zeitplanung nach Leistungspha-
sen einschließlich der Einordnung der 
Leistungsphasen 8 und 9 und Angabe des voraus-
sichtlichen Durchführungszeitraums, 

- kalkulierte beziehungsweise berechnete Kosten 
der Teilmaßnahme, 

- planerische Darstellung des Fördergebietsaus-
schnitts mit Verortung der Teilmaßnahme, 
gegliedert nach Förderbereichen, einschließlich 
Abgrenzungsplan. 

- Entwurfsplanung Technische Ausrüstung für Wasser-
technik für Wasser- und Verdunstungselemente sowie 
Beleuchtung, soweit diese in der Planung vorgesehen 

- Betriebs-, Wartungs- und Hygienekonzept Wasseran-
lage, soweit diese im Entwurf vorgesehen  

LPH 4 Genehmigungsplanung 

a) Erarbeiten und Zusammenstellen der Vorlagen und Nach-
weise für öffentlich-rechtliche Genehmigungen oder 
Zustimmungen einschließlich der Anträge auf Ausnahmen 
und Befreiungen, sowie notwendiger Verhandlungen mit 
Behörden unter Verwendung der Beiträge anderer an der 
Planung fachlich Beteiligter 

b) Einreichen der Vorlagen 
c) Ergänzen und Anpassen der Planungsunterlagen, Be-

schreibungen und Berechnungen 
 

- Teilnahme an Sitzungen in politischen Gremien oder im 
Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung 

- Erstellen von landschaftspflegerischen Fachbeiträgen oder 
natur- und artenschutzrechtlichen Beiträgen 

- Mitwirken beim Einholen von Genehmigungen und Er-
laubnissen nach Naturschutz-, Fach- und Satzungsrecht 

- Erfassen, Bewerten und Darstellen des Bestandes gemäß 
Ortssatzung 

- Erstellen von Rodungs- und Baumfallanträgen 
- Erstellen von Genehmigungsunterlagen und Anträgen nach 

besonderen Anforderungen 
- Erstellen eines Überflutungsnachweises für Grundstücke 
- Prüfen von Unterlagen der Planfeststellung auf Übereinstim-

mung mit der Planung 
- Steuerkreistermine mit der Auftraggeberin, einschließ-

lich Vorbereitung, Unterlagen und Protokoll 
- Gremientermine einschließlich digital projizierbarer Prä-

sentation in einem gängigen Format sowie Erläuterung 
von Maßnahme und Kostenschätzung 

- Denkmalpflegerische Zielstellung und Abstimmungsdo-
kumentation 

- Genehmigungsplanung Technische Ausrüstung für Was-
sertechnik für Wasser- und Verdunstungselemente, 
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soweit in der Planung vorgesehen und Beleuchtung ein-
schließlich Vorabstimmung mit zuständigen Behörden 
 

LPH 5 Ausführungsplanung 

a) Erarbeiten der Ausführungsplanung auf Grundlage der 
Entwurfs- und Genehmigungsplanung bis zur ausführungs-
reifen Lösung als Grundlage für die weiteren 
Leistungsphasen 

b) Erstellen von Plänen oder Beschreibungen, je nach Art des 
Bauvorhabens zum Beispiel im Maßstab 1:200 bis 1:50 

c) Abstimmen oder Koordinieren unter Integration der Bei-
träge anderer an der Planung fachlich Beteiligter 

d) Darstellen der Freianlagen mit den für die Ausführung not-
wendigen Angaben, Detail- oder 
Konstruktionszeichnungen, insbesondere 

• zu Oberflächenmaterial, -befestigungen und -relief, 

• zu ober- und unterirdischen Einbauten und Ausstat-
tungen, 

• zur Vegetation mit Angaben zu Arten, Sorten und 
Qualitäten, 

• zu landschaftspflegerischen, naturschutzfachlichen 
oder artenschutzrechtlichen Maßnahmen 

e) Fortschreiben der Angaben zum terminlichen Ablauf 
f) Fortschreiben der Ausführungsplanung während der Ob-

jektausführung 

- Erarbeitung von Unterlagen für besondere technische Prüf-
verfahren (zum Beispiel Lastplattendruckversuche) 

- Auswahl von Pflanzen beim Lieferanten (Erzeuger) 
- Steuerkreistermine mit der Auftraggeberin, einschließ-

lich Vorbereitung, Unterlagen und Protokoll 
- Pflege- und Entwicklungsplan für die Gesamtanlage 
- Betriebs-, Wartungs- und Hygienekonzept Wasseranlage, 

soweit in der Planung vorgesehen 
- Vorstellung der Planung in politischen Gremien 

LPH 6 Vorbereiten der Vergabe 

a) Aufstellen von Leistungsbeschreibungen mit Leistungsver-
zeichnissen 

b) Ermitteln und Zusammenstellen von Mengen auf Grund-
lage der Ausführungsplanung 

c) Abstimmen oder Koordinieren der Leistungsbeschreibun-
gen mit den an der Planung fachlich Beteiligten 

d) Aufstellen eines Terminplans unter Berücksichtigung jah-
reszeitlicher, bauablaufbedingter und witterungsbedingter 
Erfordernisse 

e) Ermitteln der Kosten auf Grundlage der vom Planer be-
preisten Leistungsverzeichnisse 

f) Kostenkontrolle durch Vergleich der vom Planer bepreisten 
Leistungsverzeichnisse mit der Kostenberechnung 

g) Zusammenstellen der Vergabeunterlagen 

- Alternative Leistungsbeschreibung für geschlossene Leis-
tungsbereiche 

- Besondere Ausarbeitungen zum Beispiel für Selbsthilfearbei-
ten 

- Steuerkreistermine mit der Auftraggeberin, einschließ-
lich Vorbereitung, Unterlagen und Protokoll 

- Erstellung der Beschlussvorlage und Freigabe der Aus-
schreibungsunterlagen im beschlussfassenden 
Gremium 

- Mitwirkung im Zusammenhang mit dem Städtebauförder-
antrag zur Beantragung der Förderobergrenze 
 

LPH 7 Mitwirken bei der Vergabe 

a) Einholen von Angeboten 
b) Prüfen und Werten der Angebote einschließlich Aufstellen 

eines Preisspiegels nach Einzelpositionen oder Teilleistun-
gen, Prüfen und Werten der Angebote zusätzlicher und 
geänderter Leistungen der ausführenden Unternehmen 
und der Angemessenheit der Preise 

c) Führen von Bietergesprächen 
d) Erstellen der Vergabevorschläge, Dokumentation des 

Vergabeverfahrens 
e) Zusammenstellen der Vertragsunterlagen 
f) Kostenkontrolle durch Vergleichen der Ausschreibungser-

gebnisse mit den vom Planer bepreisten 
Leistungsverzeichnissen und der Kostenberechnung 

g) Mitwirken bei der Auftragserteilung 

- Steuerkreistermine mit der Auftraggeberin, einschließ-
lich Vorbereitung, Unterlagen und Protokoll 

- Koordinierung der rechtlichen Überprüfung der Vertrags-
inhalte 
 

LPH 8 Objektüberwachung (Bauüberwachung) und Dokumentation 

a) Überwachen der Ausführung des Objekts auf Übereinstim-
mung mit der Genehmigung oder Zustimmung, den 
Verträgen mit ausführenden Unternehmen, den Ausfüh-
rungsunterlagen, den einschlägigen Vorschriften sowie mit 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

b) Überprüfen von Pflanzen- und Materiallieferungen 
c) Abstimmen mit den oder Koordinieren der an der Objekt-

überwachung fachlich Beteiligten 

- Dokumentation des Bauablaufs nach besonderen Anforde-
rungen des Auftraggebers 

- fachliches Mitwirken bei Gerichtsverfahren 
- Bauoberleitung, künstlerische Oberleitung 
- Erstellen einer Freianlagenbestandsdokumentation 
- Fortschreibung Betriebs-, Wartungs- und Hygienekon-

zept Wasseranlage, soweit im Entwurf vorgesehen 
- Erstellung des zahlenmäßigen Nachweises der förderfä-

higen Kosten nach Maßgabe der 
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d) Fortschreiben und Überwachen des Terminplans unter Be-
rücksichtigung jahreszeitlicher, bauablaufbedingter und 
witterungsbedingter Erfordernisse 

e) Dokumentation des Bauablaufes (zum Beispiel Bautage-
buch), Feststellen des Anwuchsergebnisses 

f) Mitwirken beim Aufmaß mit den bauausführenden Unter-
nehmen 

g) Rechnungsprüfung einschließlich Prüfen der Aufmaße der 
ausführenden Unternehmen 

h) Vergleich der Ergebnisse der Rechnungsprüfungen mit 
den Auftragssummen einschließlich Nachträgen 

i) Organisation der Abnahme der Bauleistungen unter Mitwir-
kung anderer an der Planung und Objektüberwachung 
fachlich Beteiligter, Feststellung von Mängeln, Abnahme-
empfehlung für den Auftraggeber 

j) Antrag auf öffentlich-rechtliche Abnahmen und Teilnahme 
daran 

k) Übergabe des Objekts 
l) Überwachen der Beseitigung der bei der Abnahme festge-

stellten Mängel 
m) Auflisten der Verjährungsfristen für Mängelansprüche 
n) Überwachen der Fertigstellungspflege bei vegetationstech-

nischen Maßnahmen 
o) Kostenkontrolle durch Überprüfen der Leistungsabrech-

nung der bauausführenden Unternehmen im Vergleich zu 
den Vertragspreisen 

p) Kostenfeststellung, zum Beispiel nach DIN 276 
q) Systematische Zusammenstellung der Dokumentation, 

zeichnerischen Darstellungen und rechnerischen Ergeb-
nisse des Objekts 

Städtebauförderrichtlinie und den Vorgaben der Bezirks-
regierung Detmold zur Vorbereitung des 
Verwendungsnachweises. 

LPH 9 Objektbetreuung 

a) Fachliche Bewertung der innerhalb der Verjährungsfristen 
für Gewährleistungsansprüche festgestellten Mängel, 
längstens jedoch bis zum Ablauf von 5 Jahren seit Ab-
nahme der Leistung, einschließlich notwendiger 
Begehungen 

b) Objektbegehung zur Mängelfeststellung vor Ablauf der 
Verjährungsfristen für Mängelansprüche gegenüber den 
ausführenden Unternehmen 

c) Mitwirken bei der Freigabe von Sicherheitsleistungen 

- Überwachung der Entwicklungs- und Unterhaltungspflege 
- Überwachen von Wartungsleistungen 
- Überwachen der Mängelbeseitigung innerhalb der Verjäh-

rungsfrist 

 
 

 
 


